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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/6982 — 


Altverbindlichkeiten ostdeutscher Agrarunternehmen 


Die Art und Weise der Behandlung der Altverbindlichkeiten der einsti- 
gen LPG und ihrer Rechtsnachfolger gehört seit der Währungsunion zu 
den Haupthemmnissen der ostdeutschen Landwirts chaftsentwicklung. 
Sie bot wiederholt Anlaß zur Kritik seitens der betroffenen Unterneh- 
men, ihrer berufsständischen Interessenvertretung, der Oppositionspar- 
teien und selbst der ostdeutschen Landesregierungen. 

Hauptkritikpunkte sind die Langwierigkeit der Umsetzung der Teilent- 
schuldung und der mit ihr verknüpften bilanziellen Entlastung sowie die 
Nichtentsprechung der Forderung nach Wertberichtigung der „Alt- 
schulden". Demgegenüber schätzt die Bundesregierung ein: „Das Ziel 
der beiden Maßnahmen (Teilentschuldung und bilanzielle Entlastung), 
den notwendigen Umstrukturierungsprozeß der LPG-Nachfolgeunter- 
nehmen von der Altschuldenproblematik zu entlasten, kann somit als 
erreicht angesehen werden" [Information des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) „Agrarwirtschaft in den 
neuen Ländern", Januar 1994]. Diese Wertung findet - wie u. a. ein 
Bericht des Ausschusses „Deutsche Einheit" des Deutschen Bauern- 
verbandes e. V. für die Präsidiumssitzung am 15. Januar 1994 belegt - 
keinesfalls allgemeine Zustimmung. 

1. Zur Einschätzung des BML 

1. Hält die Bundesregierung an der Einschätzung „Ziel erreicht" 
angesichts der Feststellung des Präsidenten des Deutschen Bauern- 
verbandes, Constantin Freiherr Heereman von Zuydtwyck, daß sich 
der Verband damit nicht zufrieden geben könne, und der im Bericht 
des Ausschusses „Deutsche Einheit" zur Lage der Landwirtschaft in 
den neuen Bundesländern genannten Fakten, weiterhin fest? 


Die Bundesregierung ist auch weiterhin der Auffassung, daß die 
Altschuldenregelung ihr gestecktes Ziel (siehe Antwort zu 
Frage 2) erreicht hat. Sie verweist im übrigen auf die Beantwor- 
tung der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Dr. Gerald Thalheim, 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vom 14. April 1994 übermittelt. 
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Wolf gang Thierse u. a. vom 23. Februar 1993, Drucksache 
12/4410. 


2. Wie begründet die Bundesregierung ihren Standpunkt im Falle der 
Bejahung der 1. Frage? 


Das primär mit der landwirtschaftlichen Altschuldenregelung von 
der Bundesregierung angestrebte Ziel war, die hauptsächlich in 
Form von LPG organisierte landwirtschaftliche Produktion des 
Beitrittsgebiets nicht aufgrund von Zahlungsverpflichtungen aus 
Altschulden zusammenbrechen zu lassen. 

Die nach der Wirtschafts- und Währungsunion und nach der 
Wiedervereinigung notwendige Anpassung der sanierungsfähi- 
gen LPG-Nachfolgeunternehmen an die neuen wirtschaftlichen 
und rechtlichen Gegebenheiten hat die gesamte Leistungskraft 
der Unternehmen gefordert. Eine zusätzliche Belastung dieser 
Unternehmen mit an sich fälligen Zahlungen auf Altschulden 
sollte vorerst vermieden werden. Dies ist durch die Altschulden- 
regelung erreicht worden. 

Im Rahmen der mit 1,4 Mrd. DM dotierten Treuhandentschuldung 
wird jedes sanierungsfähige Unternehmen im Durchschnitt mit 
1 Mio. DM endgültig von bestimmten Altschulden befreit. 

Durch die bilanzielle Entlastung werden fällige Zahlungen auf die 
restlichen Altschulden gestundet; altschuldenbedingte Zusam- 
menbrüche werden verhindert. 


3. Inwieweit sind die unterschiedlichen Wertungen der Bundesregie- 
rung und des Bauernverbandes einem evtl, unterschiedlichen Ver- 
ständnis des Begriffs „notwendiger Umstrukturierungsprozeß" ge- 
schuldet? 

4. Wie definiert die Bundesregierung den Begriff „notwendiger 
Umstrukturierungsprozeß", wann ist dieser für sie beendet, und 
welche Kriterien sind dafür maßgebend? 


Mit dem Begriff „notwendiger Umstrukturierungsprozeß'' im 
Sinne der im Vorspann der Kleinen Anfrage zitierten BML-Ver- 
öffentlichung ist der Transformationsprozeß von einer plan wirt- 
schaftlich gelenkten zu einer an marktwirtschaftlichen und rechts- 
staatlichen Prinzipien orientierten Landwirtschaft zu verstehen. 
Hierzu gehört nicht nur die Umstellung der betrieblichen Organi- 
sation im Hinblick auf geänderte Preis- und Kostenrelationen, 
sondern auch die Umsetzung des Landwirtschaftsanpassungsge- 
setzes, insbesondere die Vermögensauseinandersetzung zwi- 
schen LPG-Nachfolgeunternehmen und ausscheidenden Mitglie- 
dern. Der so skizzierte Umstrukturierungsprozeß sollte nicht 
durch die Altschuldenproblematik belastet werden. Im übrigen ist 
darauf hinzuweisen, daß der Strukturwandel ein der Marktwirt- 
schaft immanenter und andauernder Prozeß ist. 
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11. Zur Ausgangslage und zu bisherigen Ergebnissen 

5. Wie ist die Differenz zwischen den am 1. Juli 1990 laut Rawert 
vorhandenen 8,071 Mrd. DM Altkrediten (Ber. Ldw. 71 - 1993, 
S. 610) und den vom BML genannten „ursprünglich 7,6 Mrd. DM" 
(gemäß der in der Vorbemerkung genannten Information, S. 25) zu 
erklären? 


Zum 1. Juli 1990 waren die LPG oder ihre Nachfolgeunternehmen 
mit Altschulden über 7,6 Mrd. DM belastet, wobei der Verwen- 
dungszweck dieser Altschulden im landwirtschaftlichen Betrieb 
lag. 

Die Differenz zu der von Herrn Rawert genannten Zahl von knapp 
8,1 Mrd. DM ergibt sich aus Krediten für den betrieblichen Woh- 
nungsbau von LPG, VEG und Forstwirtschaftsbetrieben sowie aus 
Krediten an Zwischenbetriebliche Einrichtungen (ZBO, ACZ etc.), 
welche nicht dem engeren landwirtschaftlichen Bereich zugeord- 
net wurden. 


6. a) Wie hoch waren - zum Vergleich - die Altkredite der bisher 
privatisierten Industriebetriebe, und in welcher Höhe wurden 
diese entschuldet? 

b) Welche Höhe hatten die Altverbindlichkeiten der reprivatisier- 
ten mittelständischen Betriebe, wie hoch war hier der Entschul- 
dungsanteil, darunter der wegen ungünstiger Marktlage? 

Wie viele Arbeitsplätze konnten damit erhalten werden? 

c) In welchem Umfang erfolgte eine Entschuldung des kommuna- 
len und genossenschaftlichen Wohnungsbestandes? 

d) In welcher Höhe wurden bisher die ehemaligen volkseigenen 
Güter von Altschulden 

— bei bereits erfolgtem Verkauf, 

— bei langfristiger Verpachtung 

entlastet, und wie wird künftig mit den „Altschulden" ver- 
fahren? 


Zum 1. Juli 1990 beliefen sich die Altkredite der Treuhandunter- 
nehmen auf rd. 104 Mrd. DM. Im Zusammenhang mit der Feststel- 
lung der DM-Eröffnungsbilanz sowie bei der Sanierung, Privati- 
sierung oder Stillegung von Unternehmen hat die Treuhandan- 
stalt bis zum 31. Dezember 1993 insgesamt 62,3 Mrd. DM Altkre- 
dite entschuldet. Ein differenzierter Ausweis für die auf privati- 
sierte Unternehmen entfallenden Altkredite und deren Entschul- 
dung liegt nicht vor. 

Für reprivatisierte Unternehmen liegen Angaben zu Altkrediten 
nur für die nach dem Vermögensgesetz zurückgegebenen Unter- 
nehmen sowie für Fälle vor, in denen die Treuhandanstalt über 
Anträge von vor dem 3. Oktober 1990 reprivatisierten Unterneh- 
men auf Überprüfung und Anpassung an die Vorschriften des 
Vermögensgesetzes bereits entschieden hat. Zum 31. Dezember 
1993 betrug das hiervon berührte Altkreditvolumen 724 Mio. DM. 
Davon hat die Treuhandanstalt 591 Mio. DM entschuldet. Die Ent- 
schuldung erfolgte nicht wegen ungünstiger Marktlage. Zum Er- 
halt von Arbeitsplätzen aufgrund der Entschuldung liegen keine 
Angaben vor. 

Das Altschuldenhilfe-Gesetz sieht eine Teilentlastung für die 
kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen 
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vor, die auf insgesamt 31 Mrd. DM geschätzt wird. Bis zum Ende 
der Antragsfrist am 31. Dezember 1993 haben die weitaus meisten 
Unternehmen Anträge auf Teilentlastung gestellt, die derzeit von 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau bearbeitet werden. Der ge- 
naue Betrag der Teilentlastung wird erst nach Erlaß der Bescheide 
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau feststehen. 

Die ehemals volkseigenen Güter wiesen zum 1. Juli 1990 Altkre- 
dite in Höhe von 2,1 Mrd. DM aus. Von diesen Altkrediten wurden 
im Rahmen der Feststellung der D-Mark-Eröffnungsbilanzen 
1,5 Mrd. DM bei den Banken entschuldet, ln derselben Höhe 
entstanden Verbindlichkeiten gegenüber der Treuhandanstalt. 
0,6 Mrd. DM werden nicht entschuldet wegen fehlender Sanie- 
rungsfähigkeit und wegen bestehender Restitutionsansprüche 
von Gebietskörperschaften. 

Im Rahmen der Privatisierung haben Pächter und Käufer bisher 
keine Altkredite übernommen. 


7. Wie setzen sich die Altkredite der Landwirtschaft (ohne VEG) 
zusammen, nach 

— Umlaufmitteln, 

— Technik, 

— Wohnungen, 

— anderen infrastrukturellen Objekten, 

— genutzten landwirtschaftlichen Gebäuden und Anlagen, 

— am 31. März 1991 nicht mehr nutzbaren landwirtschaftlichen 
Gebäuden und Anlagen, 

— durch neue Marktlage nicht mehr nutzbaren landwirtschaft- 
lichen Gebäuden und Anlagen? 


Für die Zusammensetzung der Altkredite in der Landwirtschaft ist 
nur zu den in die Entschuldung einbezogenen Unternehmen eine 
Aussage möglich: 


Umlaufmittelkredite 38,0 % 

Technik und sonstige nicht entschuldungsfähige 
Kredite 7,0 % 

Wohnungen 3,6 % 

kommunale Investitionen 0,6 % 

nicht mehr nutzbare Anlagen 34,0 % 

davon 

Melioration (6,5 %) 

Energieträgerumstellung (1,7 %) 

Gewächshausanlagen (1,0 %) 

Stallanlagen und sonstige Produktionsanlagen (24,8 %) 


Die restlichen Anteile an Gesamtverbindlichkeiten entfallen auf 
nutzbare Ställe und sonstige Produktionsanlagen (15,7%) sowie 
Sonstiges (1,1 %). 


8. Wie ist die Streuung der Altkreditbelastung? 

Gibt es Regionen mit extrem hoher Belastung, und welche sind das? 
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Zum 1. Juli 1990 waren die LPG-Nachfolgeunternehmen mit Alt- 
schulden über insgesamt 7,6 Mrd. DM oder durchschnittlich 1 400 
DM/ha belastet. Diesen Altschulden standen zum genannten 
Stichtag erhebliche Guthaben in Höhe von ca. 800 DM/ha gegen- 
über. 

Die Verteilung der Altschulden auf die einzelnen Unternehmen 
war sehr unterschiedlich. Im Grundmittelbereich war ein Drittel 
der Unternehmen nicht mit Altschulden belastet; auf den über- 
wiegenden Teil der Unternehmen entfallen im Umlaufmittelbe- 
reich keine Altschulden. Ein weiteres Drittel der Unternehmen 
war wirtschaftlich tragbar, das letzte Drittel schließlich relativ 
stark mit Altschulden belastet. 

Die nachfolgenden Angaben über die regionale Streuung der 
Altkreditbelastung stellen rechnerisch ermittelte Mittelwerte dar 
und sind im Rahmen der Treuhandentschuldung ermittelt wor- 
den; sie beziehen sich also nur auf Unternehmen, die in die 
Entschuldung einbezogen sind. Angaben über eine Verteilung 
der Altschulden innerhalb der Bundesländer liegen hier nicht vor. 


Bundesland 

Mittelwert je Unternehmen 
(TDM Altkredite) 

Brandenburg/Berlin ; 

3 380,1 

Mecklenburg- Vorpommern 

2 883,4 

Sachsen-Anhalt 

3 028,4 

Sachsen 

3 374,1 

Thüringen 

3 002,3 

Neue Bundesländer insgesamt 

3 150,1 


9. Wie viele landwirtschaftliche Unternehmen wurden im Rahmen des 
bisher beschlossenen Limits von 1,4 Mrd. DM von Altkrediten ent- 
lastet, und mit welcher Gesamtsumme? 

Wie viele Arbeitsplätze sind von dieser Maßnahme betroffen? 


Mit 1 239 landwirtschaftlichen Unternehmen wurden Schuldüber- 
nahmeverträge für die erste Rate der Entschuldung abgeschlos- 
sen. Die Schuldübernahme durch die Treuhandanstalt für die 
erste Rate beträgt 298,4 Mio. DM. An die Gläubigerbanken wur- 
den für die zweite Rate der Entschuldung 952 Mio. DM über- 
wiesen. 

Die Anzahl der „betroffenen Arbeitsplätze" wird nicht daten- 
mäßig erfaßt, da sie keine Auswirkung auf die Höhe der Entschul- 
dung besitzt. 


10. In welchen Relationen steht die Entschuldung zu den jährlichen 
und bisher aufgelaufenen Zinsen für die Altkredite? 


Die Höhe der jährlich auflaufenden und bisher auf gelaufenen 
Zinsen auf Altschulden ist hier nicht bekannt. 
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Eine einfache Hochrechnung des Ausgangsbestands an Altschul- 
den - wie sie häufig vorgenommen wird - führt wegen zwischen- 
zeitlich möglicherweise erfolgter Tilgungen tendenziell zu einer 
Überschätzung des Volumens an aufgelaufenen oder noch auflau- 
fenden Zinsen. Die Tilgungsleistungen der Unternehmen sind 
ebenfalls hier nicht bekannt. 

Die Treuhandanstalt übernimmt im Zuge der schrittweisen Über- 
nahme von Altschulden auch die Zinsen auf die übernommenen 
Altschulden, die seit dem 1. April 1991 angefallen sind. Hierfür 
hat die Treuhandanstalt - außerhalb des Plafonds von 1,4 Mrd. 
DM - bisher rd. 400 Mio. DM vorgesehen. 


11. Wie hoch ist in jedem einzelnen Bundesland die gegenwärtige 
Belastung der landwirtschaftlichen Unternehmen, die „Altschul- 
den" haben, mit 

— Altkrediten vor der Teilentschuldung, 

— Altkrediten nach der Teilentschuldung, 

— neu aufgenommenen Krediten 

insgesamt und je Arbeitsplatz bzw. Arbeitskraft? 


Die durchschnittliche Altkreditbelastung je Unternehmen in den 
einzelnen Bundesländern ist der Antwort auf die Frage 8 zu ent- 
nehmen. 

Eine Gegenüberstellung der Altkredite der an der Entschuldung 
teilnehmenden Unternehmen (Mittelwerte der Grundmittel- und 
Umlaufmittelkredite je Unternehmen) in den einzelnen Bundes- 
ländern vor und nach der Treuhandentschuldung in Höhe von 
78% der ablösungsfähigen Verbindlichkeiten ergibt sich aus der 
folgenden Übersicht: 


Bundesland 

vor der 

T reuhandentschuldung 
TDM 

nach der 

T reuhandentschuldung 
TDM 

Höhe der 

Treuhandentschuldung 

TDM 

Brandenburg/Berlin 

3 380,1 

2 322,6 

1 057,3 

Mecklenburg- Vorpommern 

2 883,4 

2 160,2 

723,2 

Sachsen- Anhalt 

3 028,4 

2 203,8 

824,6 

Sachsen 

3 374,1 

2 214,6 

1 159,5 

Thüringen 

3 002,3 

2 075,1 

927,2 


Neu aufgenommene Kredite sowie Daten, die die Kredite je 
Arbeitskraft bzw. je Arbeitsplatz belegen, werden nicht erfaßt. 


12. a) In welchem Umfang wurden „nicht betriebsnotwendige" Ver- 
mögens- und Betriebsteile veräußert, daraus resultierende 
Erlöse zur Tilgung von Altkrediten verwendet und an aus- 
geschiedene einstige LPG -Mitglieder ausgezahlt? 

b) Wie viele Arbeitsplätze gingen damit verloren? 
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Die von der Treuhandanstalt erfaßten und festgestellten Ver- 
mögenswerte belaufen sich auf insgesamt ca. 400 Mio. DM, von 
denen ca 280 Mio. DM auf Wohnungen entfallen. 

Über den Umfang der veräußerten Vermögenswerte und die Ver- 
wendung der daraus resultierenden Veräußerungserlöse sowie 
über die Zahl der wegen der Veräußerung nicht betriebsnotwen- 
diger Vermögens- und Betriebsteile verlorengehenden Arbeits- 
plätze liegen keine Informationen vor. 


13. Wie hoch ist der Wert und die Kreditbelastung von Bauten, die zwar 
am 31. März 1991 noch als nutzbar galten, aufgrund der ungünsti- 
gen Marktlage unter anderen Bedingungen aber nicht mehr nutz- 
bar sind? 


Diese Daten werden weder von der Treuhandanstalt noch von den 
Altkreditgläubigern erhoben. Die erfragten Informationen liegen 
der Bundesregierung daher nicht vor. 


14. a) Wer kontrolliert staatlicherseits die Einhaltung der in der 
„Arbeitsanweisung... für Maßnahmen der bilanziellen Ent- 
lastung von landwirtschaftlichen Unternehmen" festgelegten 
Zinsgestaltung für die Altkredite (BMF, BML . . ,)? 

b) Was besagen entsprechende Kontrollergebnisse? 


Die in der Arbeitsanweisung festgelegte Zinsgestaltung ist 
Gegenstand der Rangrücktritts Vereinbarung zwischen dem Alt- 
kreditschuldner und dem Altkreditgläubiger, deren Einhaltung 
vom Abschlußprüfer des bilanziell entlasteten Unternehmens im 
Rahmen der Jahresabschlußprüfung geprüft wird. Abweichungen 
müssen dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen angezeigt 
werden. 

Dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen sind bisher keine 
Abweichungen von der in der Arbeitsanweisung festgelegten 
Zinsgestaltung bekanntgeworden. 


15. a) Ist unsere Interpretation richtig, daß die Gläubigerbanken die 
2,1 Mrd. DM „Altschulden", die auf Unternehmen „in Liqui- 
dation oder Gesamtvollstreckung" entfallen, aus dem Fonds 
Währungsumstellung erhalten bzw. bereits erhielten? 

b) Inwieweit stellt der Fonds „Währungsumstellung" eine direkte 
bzw, indirekte Belastung des Bundeshaushaltes dar? 


Eine Beantwortung dieser Frage ist nicht möglich, weil sonst 
Rückschlüsse auf die Bewertung der Altschulden in der D-Mark- 
Eröffnungsbilanz der Gläubigerbanken gezogen werden könnten 
(Schweigepflicht nach § 9 Abs, 1 KWG). 

Die Zins- und Tilgungsleistungen, die sich aus dem Saldo der 
Ausgleichsforderungen ergeben, werden dem Ausgleichsfonds 
Währungsumstellung bis Ende 1994 vom Kreditabwicklungsfonds 
und ab 1995 vom Erblastentilgungsfonds erstattet. Die Ausgaben 
des Kreditabwicklungsfonds werden wiederum zur Hälfte durch 
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den Bundeshaushalt und zur Hälfte durch die Treuhandanstalt ge- 
deckt. Die Ausgaben des Erblastentilgungsfonds werden vollstän- 
dig vom Bundeshaushalt getragen. 


IIL Künftige Probleme und Lösungsmöglichkeiten 

16, Ist es zutreffend, daß die Teilentschuldungsaktion mit Biner Ent- 
schuldungsquote von 78 vom Hundert der ablösungsfähigen 
Summe beendet werden soll und damit rund „400 Mio. DM Altkre- 
dite für Objekte bestehen bleiben, die nach dem strengen Maßstab 
der Treuhandanstalt als nicht mehr nutzbar gelten, ganz abgesehen 
von den 1,7 Mrd. DM alter Umlaufmittelkredite, mit denen diese 
Betriebe belastet sind" (Aussage des DBV)? 


Die Festsetzung der Entschuldungsquote auf 78 % folgt aus der 
Gegenüberstellung der für die Entschuldungsmaßnahme zur Ver- 
fügung stehenden Mittel in Höhe von 1,4 Mrd. DM und der 
Summe der voraussichtlich entschuldungsfähigen Verbindlich- 
keiten. Der für eine lOOprozentige Entschuldung zusätzlich erfor- 
derliche Betrag von rd. 400 Mio. DM müßte kurzfristig bereit- 
gestellt werden. Dies ist bei der gegenwärtigen Haushaltstage 
nicht möglich. 

Auch ohne eine Erhöhung des Entschuldungsplafonds erreicht die 
Altschuldenregelung die gesteckten Ziele, den Umstrukturie- 
rungsprozeß der sanierungsfähigen LPG-Nachfolgeunternehmen 
von der Altschuldenproblematik weitgehend zu entlasten, alt- 
schuldenbedingte Zusammenbrüche zu verhindern sowie die Un- 
ternehmen von bestimmten staatlich aufgezwungenen Altschul- 
den weitgehend zu entschulden. Jedes Unternehmen wird durch- 
schnittlich mit 1 Mio. DM entschuldet. 


17. a) Wer trägt die Hauptverantwortung für das schleppende Ent- 
schuldungsverfahren, das bisher 400 Mio. DM Zinsen aus Treu- 
handmitteln und bis zum Abschluß der Aktion noch mehr Mittel 
erfordert? 

b) Ist unsere Annahme berechtigt, daß die Banken die Rang- 
rücktrittsvereinbarungen sehr zögerlich bearbeiteten, um so 
lange wie möglich Zinsen realisieren zu können? 

c) Kann und soll hier jemand belangt werden? 


Das Entschuldungsverfahren der Treuhandanstalt setzte voraus, 
daß die landwirtschaftlichen Unternehmen über die nicht in die 
Entschuldungsmaßnahme der Treuhandanstalt einbezogenen Alt- 
kredite Rangrücktrittsvereinbarungen mit ihrer(en) Gläubiger- 
bank(en) abschließen und diese zusammen mit weiteren Unter- 
lagen zum Nachweis der Erfüllung der Entschuldungsvorausset- 
zungen bei der Treuhandanstalt einreichten. 

Aufgrund von Schwierigkeiten beim Abschluß von Rangrück- 
trittsvereinbarungen hat sich die Durchführung der Entschul- 
dungsmaßnahme der Treuhandanstalt verzögert. Diese Hinder- 
nisse sind jedoch ausgeräumt worden, so daß dem zügigen Ab- 
schluß der Entschuldungsmaßnahme nichts mehr im Wege steht. 

Die Treuhandanstalt übernimmt die Zinsen für zu übernehmende 
Altschulden rückwirkend ab dem 1. April 1991. Den zu entschul- 
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denden landwirtschaftlichen Unternehmen entsteht somit aus der 
Verfahrensdauer bei der Treuhandanstalt kein (ZinS“)Nachteil. 

Dies gilt per Saldo auch für die Treuhandanstalt. Wäre die Schuld- 
übernahme beispielsweise schon 1993 durchgeführt worden, 
wären ihr nämlich entsprechend früher die Zinsaufwendungen für 
die Refinanzierungsmittel zur Ablösung der Altschulden ent- 
standen. 

Die Annahme, die Banken verzögerten absichtlich das Verfahren 
der bilanziellen Entlastung, ist unberechtigt. 

Bekanntlich hat die DG-Bank als Hauptaltschuldengläubigerin im 
landwirtschaftlichen Bereich seit 1991 den landwirtschaftlichen 
Unternehmen die fälligen Zins- und Tilgungsleistungen auf frei- 
williger Basis gestundet, die einen Antrag auf bilanzielle Ent- 
lastung gestellt haben. Die meisten anderen Altschuldengläubi- 
ger haben sich dieser Vorgehensweise angeschlossen. 

Die für den Zeitraum vom 1. Juli 1990 bis zum Abschluß der 
Rangrücktritts Vereinbarung fälligen, aber nicht gezahlten Zinsen 
auf bilanziell entlastete Altschulden werden in die Rangrücktritts- 
vereinbarung aufgenommen. 

Der Bundesregierung sind bisher keine Tatbestände bekannt- 
geworden, bei denen jemand belangt werden müßte oder könnte. 


18. a) Teilt die Bundesregierung die Feststellung des Deutschen Bau- 
ernverbandes, daß viele Betriebe „keine Möglichkeit" sehen, 
die verbleibenden Altkredite (3,6 bis 3,8 Mrd. DM außerhalb der 
Bilanz) „bei der gesamten Rentabilitätslage langfristig abzu- 
tragen"? 

b) Was meint die Bundesregierung zu der vom Bauernverband 
getroffenen Feststellung: „Zur Klärung sind neue politische 
Lösungen erforderlich"? 


Die pauschale Aussage, Altschulden seien nicht abzutragen, ist 
nicht haltbar und zu hinterfragen. Die Möglichkeit, Altschulden in 
einem angemessenen Zeitraum zu tilgen, hängt einerseits von der 
künftigen Ertragskraft und andererseits von der Altschuldenhöhe 
in der Ausgangslage ab. Außerdem spielt die künftige Zinsent- 
wicklung eine Rolle. In jedem Fall ist eine betriebsindividuelle 
Betrachtungsweise erforderlich. 

Die Ausgangsbelastung der Unternehmen mit Altschulden ist sehr 
unterschiedlich (siehe Antwort zu Frage 8). Unternehmen, die 
kaum oder wirtschaftlich tragbar mit Altschulden belastet sind, 
und das sind mehr als zwei Drittel der Unternehmen, sind durch- 
aus in der Lage, ihre Altschulden in absehbarer Zeit zu tilgen. Für 
Unternehmen mit hoher Ausgangsbelastung bedeutet die bilan- 
zielle Entlastung zumindest einen Schutz vor altschuldenbeding- 
ten Insolvenzen und Überschuldungssituationen. 

Ihre Ertragskraft haben die Unternehmen zum großen Teil selbst 
in der Hand. Mängel in diesem Bereich können der Altschulden- 
regelung nicht angelastet werden. 

Die bestehende Altschuldenregelung ist ein hinreichender Bei- 
trag der öffentlichen Hand zur Entlastung des Umstrukturierungs- 
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Prozesses der LPG-Nachfolger von der Altschuldenproblematik. 
Aus heutiger Sicht ist für Nachbesserungen weder Bedarf noch 
Spielraum. 


19. Hält die Bundesregierung die Regelung der Zinshöhe bei Altkredi- 
ten (FIBOR-Satz) für gerechtfertigt, obwohl in der westdeutschen 
Landwirtschaft das übliche Zinsniveau im Durchschnitt bei 5 vom 
Hundert hegt? 

Welche sachlich und politisch vertretbare Lösungsmöglichkeit sieht 
die Bundesregierung? 


Im Rahmen der bilanziellen Entlastung kommt der sog. 
„S-Monats-FIBOR-Zinssatz"' zur Anwendung. Es handelt sich 
hierbei um einen variablen Zinssatz, der alle drei Monate neu 
festgelegt wird. Eine normale, nicht inverse Zinsstruktur voraus- 
gesetzt, liegt dieser Zinssatz unter dem Zinssatz für langfristige 
Verbindlichkeiten und weit unter dem Zinssatz für Kontokorrent- 
kredite, der normalerweise bei Umlaufmittelkrediten zur Anwen- 
dung käme. Zur Zeit beträgt der 3-Monats-FIBOR-Zinssatz ca. 
6 %. 

Die Forderung nach einer Herabsetzung oder gar Aussetzung der 
Zinszahlung auf Altschulden erscheint zwar aus Sicht der betrof- 
fenen Unternehmen verständlich. Es ist jedoch zu bedenken, daß 
Gläubiger der Altschulden private Banken und nicht etwa der 
Staat sind. Diese Banken wären nur bereit, auf Zinseinnahmen 
seitens der Landwirtschaft zu verzichten, wenn ihnen die fehlen- 
den Einnahmen von dritter Seite, d. h. von der öffentlichen Hand, 
ausgeglichen würden. Dies ist nicht vertretbar. 

Die in einigen Fällen mangelnde Verzinsung des in LPG-Nachfol- 
geunternehmen eingesetzten Kapitals kann nicht als Pauschal- 
begründung für eine staatliche Verbilligung der Zinssätze auf be- 
stehende Verbindlichkeiten von LPG-Nachfolgeunternehmen 
herangezogen werden, zumal die EG -rechtlich erforderliche Zu- 
stimmung zu dieser Maßnahme sehr fraglich wäre. Möglicher- 
weise ist Grund für die geringe Kapitalrendite eine mangelnde 
Wirtschaftlichkeit der Unternehmen. Dieser Mangel sollte jedoch 
nicht mit Mitteln der Altschuldenregelung geheilt werden. 


20. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dem von 
Rawert berechneten wachsenden Anteil der Zinsen am zu leisten- 
den Kapitaldienst auf die Altkredite (S. 621)? 


Aus dem wachsenden Anteil der Zinsen am zu leistenden Kapital- 
dienst auf Altkredite ist der Schluß zu ziehen, daß die Unterneh- 
men mit der Rückzahlung der Altkreditverbindlichkeiten so 
schnell wie möglich beginnen sollten, weil dann der Tilgungsan- 
teil der Zahlungen besonders hoch ist. Ein Verzögern der Zahlun- 
gen, z. B. durch bewußt niedrigen Gewinnausweis oder die Nicht- 
veräußerung von nicht betriebsnotwendigem Vermögen, liegt 
nicht im Interesse der Altkreditschuldner. 
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Im übrigen ist es ein gewöhnlicher Vorgang, daß Zinsen auf- 
laufen, wenn ein Kredit nicht getilgt wird und fällige Zinsen nicht 
gezahlt werden. Zinseszinsen werden nicht berechnet. 


21. Welche Position nimmt die Bundesregierung zur Forderung ein, 
LPG-Rechtsnachfolger auch in Zukunft finanziell zu unterstützen, 
weil das „Weiterbestehen altkreditbelasteter Unternehmen. . . auch 
im Sinne des Steuerzahlers (wäre), da die im Sozialismus entstande- 
nen Kredite der LPG-Rechtsnachfolger bei einem Konkurs vom 
Staatshaushalt getragen werden müßten" (Rawert, S. 622)? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die von ihr ergriffenen 
Maßnahmen zur Entlastung der landwirtschaftlichen Unterneh- 
men von Altkrediten zu einer Stabilisierung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse maßgeblich beitragen. 

Im übrigen stehen den LPG-Nachfolgeunternehmen die bekann- 
ten Fördermöglichkeiten für landwirtschaftliche Unternehmen 
offen. Insbesondere ist auf die Förderung der Umstrukturierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen sowie für neu gegründete 
landwirtschaftliche Unternehmen in Form juristischer Personen 
und Personengesellschaften im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
hinzuweisen. 

Eine darüber hinausgehende Förderung speziell von altschulden- 
belasteten Unternehmen ist nicht vertretbar, weil diese Förderung 
eine Wettbewerbsverzerrung zuungunsten der Landwirte bein- 
halten würde, die Zinsen und Tilgung für ihre Verbindlichkeiten 
ausschließlich aus selbst erwirtschafteten Erträgen erbringen. 


22. Ist die Bundesregierung bereit, die Wertberichtigung als Lösungs- 
alternative neu zu prüfen? 


Eine pauschale Wertberichtigung der Altschulden beispielsweise 
auf 15 % ihres Ausgangswertes - wie sie von Agrarminister Zim- 
mermann aus Brandenburg gefordert wird - bedeutet selbst bei 
alleiniger Betrachtung der als sanierungsfähig eingestuften LPG- 
Nachfolgeunternehmen nach überschlägiger Schätzung eine Auf- 
stockung der bisherigen Entschuldung von 1,4 Mrd. DM auf ca. 
4,2 Mrd. DM. Eine derart massive Entschuldungsmaßnahme ist in 
keiner Beziehung vertretbar und auch nicht notwendig. 


23. Sieht die Bundesregierung andere Möglichkeiten zur Lösung der 
Altkreditproblematik, zum Beispiel die Kombination von Tilgung 
und „Schuldenerlaß", die ein Anreiz zur Erhöhung betrieblicher 
Anstrengungen sein könnte? 


Die Bundesregierung sieht keine anderen realistischen Möglich- 
keiten zur Lösung der Altschuldenproblematik, als die von ihr 
eingeführten Maßnahmen. 

Der Vorschlag, die Altschulden durch eine „Kombination von 
Tilgung und Schuldenerlaß" ablösen zu können (Vergleichs- 
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lösung), wird nach eingehender Abwägung der haushaltswirt- 
schaftlichen und agrarpolitischen Gesichtspunkte von der 
Bundesregierung weiterhin abgelehnt. 

Jede Vergleichslösung bedeutet de facto eine über die Treuhand- 
entschuldung hinausgehende Schuldbefreiung und insoweit eine 
weitere endgültige Belastung der öffentlichen Haushalte, weil 
dadurch zunächst nur vorläufig eingeräumte Ausgleichsforderun- 
gen der Banken gegenüber dem Ausgleichsfonds Währungsum- 
stellung ungetilgt blieben und dann vom Kreditabwicklungsfonds 
und schließlich vom Bund zu tragen wären. Bei der gegenwär- 
tigen Haushaltslage wäre dies nicht hinnehmbar. 
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